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in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Prifung der Verfassungs-
maligkeit des § 40 des Bundesgesetzes Uber das Verfahren der Verwaltungsge-
richte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz — VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013, in
seiner heutigen nichtoffentlichen Sitzung gemaR Art. 140 B-VG zu Recht erkannt:

I. & 40 des Bundesgesetzes Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz — VwWGVG), BGBI. | Nr. 33/2013, wird
als verfassungswidrig aufgehoben.

II. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2016 in Kraft.
[ll.  FrGhere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft.

IV. Der Bundeskanzler ist zur unverziiglichen Kundmachung dieser Ausspriche
im Bundesgesetzblatt | verpflichtet.

Entscheidungsgriinde
I. Anlassverfahren, Priifungsbeschluss und Vorverfahren

1. Beim Verfassungsgerichtshof ist zur Zahl E 599/2014 eine auf Art. 144 B-VG
gestlitzte Beschwerde anhangig, der folgender Sachverhalt zugrunde liegt:

1.1. Vor dem Landesverwaltungsgericht Karnten war ein Verfahren in einer
agrarrechtlichen, nicht verwaltungsstrafrechtlichen, Angelegenheit anhangig.
Dem unvertretenen Beschwerdefiihrer wurde dessen Beschwerde vom Landes-
verwaltungsgericht Karnten unter Hinweis auf § 9 Abs. 1 des Bundesgesetzes
Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensge-
setz — VWGVG), BGBI. | 33/2013, zur Verbesserung binnen einer Frist von einer
Woche zuriickgestellt. Mit Schriftsatz vom 13. April 2014 beantwortete der
Beschwerdefiihrer diesen Verbesserungsauftrag dahingehend, dass er fir die
Durchfiihrung des Verbesserungsauftrages keine Ausbildung habe und daher um
die Beigebung eines bestimmten Rechtsanwaltes als Verfahrenshelfer ersuche.



1.2. Mit Beschluss vom 20. Mai 2014 wies das Landesverwaltungsgericht Karnten
dieses — als Antrag auf Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidigers gedeutete —
Ersuchen als unzuldssig zurlick. Begriindend wird dazu im Wesentlichen ausge-
fahrt, dass die Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidigers nur in Beschwerde-
verfahren betreffend Verwaltungsstrafsachen zuldssig sei. Wenngleich in der
Literatur Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit dieser Rechtslage mit Art. 6
EMRK gedullert wiirden, bestehe fiir das Landesverwaltungsgericht kein Anlass,
die Bestimmung des § 40 VWGVG so zu interpretieren, dass auch in Administra-
tivverfahren die Beigebung eines Verfahrenshelfers moglich ware.

2. Bei der Behandlung der gegen diese Entscheidung gerichteten Beschwerde
sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob der Verfassungsmaligkeit des § 40
VwWGVG idF BGBI. | 33/2013 entstanden. Der Verfassungsgerichtshof hat daher
am 9. Dezember 2014 beschlossen, diese Gesetzesbestimmung von Amts wegen
auf ihre Verfassungsmafigkeit zu prufen.

3. Der Verfassungsgerichtshof legte seine Bedenken, die ihn zur Einleitung des
Gesetzesprifungsverfahrens bestimmt haben, in seinem Priifungsbeschluss wie
folgt dar:

"§ 40 VWGVG entspricht weitgehend § 51a VStG idF vor BGBI. | 33/2013 (RV 2009
BIgNR 24. GP, 8) und ist dementsprechend im zweiten Abschnitt des dritten
Hauptstiickes (‘'Verfahren in Verwaltungsstrafsachen') des VwGVG enthalten.
Weitere Regelungen zur Gewadhrung von Verfahrenshilfe vor den Verwaltungsge-
richten enthalt das VwWGVG nicht.

Aus dieser Rechtslage scheint zu folgen, dass die Beigebung eines Verfahrenshel-
fers ausschlieRlich in Verfahren in Verwaltungsstrafsachen in Betracht kommt.
Dafiir spricht zunachst der Wortlaut des § 40 VwWGVG, der in seiner Terminologie
erkennbar auf das Verfahren in Verwaltungsstrafsachen abstellt. In dieselbe
Richtung gehen die bereits dargelegte systematische Stellung des § 40 VwGVG
im Abschnitt Gber das Verfahren in Verwaltungsstrafsachen sowie die Erlaute-
rungen zu § 51a VStG idF vor BGBI. | 33/2013, wonach diese Bestimmung die
'Verfahrenshilfe [vor den unabhdngigen Verwaltungssenaten] in Verwaltungs-
strafangelegenheiten' (RV 1090 BIgNR 16. GP, 18) regelt. Der Verfassungsge-
richtshof geht daher vorlaufig davon aus, dass das VwGVG die Beigebung eines
Verfahrenshelfers lediglich in Verwaltungsstrafsachen vorsieht.

Diese Rechtslage scheint Art. 6 EMRK zu widersprechen:
Art. 6 Abs. 3 lit. ¢ EMRK sieht (unter ndaher bezeichneten Umsténden) die unent-

geltliche Beigabe eines Verteidigers lediglich bei strafrechtlichen Anklagen iSd
Art. 6 Abs. 1 EMRK vor. Dennoch leitet die Rechtsprechung des Europaischen
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Gerichtshofes fiir Menschenrechte unter bestimmten Umstidnden ein Recht auf
unentgeltliche Beigabe eines Verfahrenshelfers auch in Verfahren tber zivilrecht-
liche Anspriiche aus Art. 6 Abs. 1 EMRK selbst ab und hat hiefiir beginnend mit
seinem Urteil vom 9. Oktober 1979, Fall Airey, Appl. 6289/73, Z 26 ff., nahere
Kriterien entwickelt.

Zundachst halt der Europdische Gerichtshof fliir Menschenrechte fest, dass der
Zugang zu einem Gericht nicht blof theoretisch und illusorisch, sondern effektiv
gewahrleistet sein misse (EGMR 26.2.2002, Fall Del Sol, Appl. 46.800/99, Z 21).
Diesem Gebot entspreche es nicht, wenn es fiir einen effektiven Zugang zum
Gericht (auch in Verfahren Uber zivilrechtliche Anspriiche) unentbehrlich sei,
dass der Partei eines Verfahrens ein unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt
werde, eine solche Moglichkeit nach dem nationalen Recht jedoch nicht bestehe.
Die unentgeltliche Beigebung eines Verfahrenshelfers kénne beispielsweise
geboten sein, wenn im konkreten Verfahren Anwaltszwang bestehe, das Verfah-
rensrecht kompliziert sei oder eine schwierig zu entscheidende Rechtsfrage
vorliege. Zudem misse der Anschein eines fairen Verfahrens gewahrt werden,
wobei es auch auf die Bedeutung der Angelegenheit flr die Partei ankomme
(EGMR 13.3.2007, Fall Laskowska, Appl. 77.765/01, Z 51, 54).

Der effektive Zugang zum Gericht sei jedoch nicht absolut und koénne auch
beschrankt werden. Die Beigebung eines unentgeltlichen Verfahrenshelfers
kdnne beispielsweise von der finanziellen Situation der Partei, deren (mangeln-
den) Erfolgsaussichten im Verfahren, den begrenzten Mitteln der 6ffentlichen
Hand sowie der Rechte Dritter und der Beschleunigung des Verfahrens abhangig
gemacht werden (EGMR, Fall Laskowska, Z 52). Grundsatzlich kein Gebot zur
Beigebung eines unentgeltlichen Verfahrenshelfers bestehe dann, wenn ein Fall
nicht derart komplex sei, sodass die Partei ihre Interessen selbststandig vertreten
kdnne (EGMR 23.5.2006, Fall Aliyeva, Appl. 272/03 [Zulassigkeitsentscheidung]).
Die in der dlteren Rechtsprechung noch vertretene Auffassung, wonach auch ein
genereller Ausschluss der Beigebung eines unentgeltlichen Verfahrenshelfers in
bestimmten Verfahren gerechtfertigt sein konne (EKMR 10.7.1986, Fall Winer,
DR 48, 154 [171 f.], zu Verfahren wegen Ubler Nachrede), wurde mittlerweile
aufgegeben; es komme stets auf die Umstdnde des Einzelfalles an (EGMR
15.2.2005, Fall Steel and Morris, Appl. 68.417/01, Z 61).

Der Verfassungsgerichtshof kann vorlaufig nicht erkennen, dass das anscheinend
im —auch zahlreiche unter den Zivilrechtsbegriff des Art. 6 Abs. 1 EMRK fallende
Angelegenheiten umfassende — Verfahren vor den Verwaltungsgerichten vorge-
sehene Konzept der Beigebung eines Verfahrenshelfers ausnahmslos in Verfah-
ren in Verwaltungsstrafsachen dieser Auslegung des Art. 6 EMRK durch den
Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte entspricht.

Insbesondere scheint die Regelung des § 40 VwGVG auBerhalb von Verfahren in
Verwaltungsstrafsachen keine Priifung des Einzelfalles dahingehend zuzulassen,
dass zB auf Grund der Komplexitdt des Verfahrens die Beigebung eines Verfah-
renshelfers im konkreten Fall erfolgen kann. Zwar scheint es zutreffend zu sein,
dass beispielweise durch die in § 9 VWGVG normierten Anforderungen an eine



Beschwerde an das Verwaltungsgericht, die auch 'ein durchschnittlicher Birger
[...] ohne Unterstiitzung durch einen berufsmafligen Parteienvertreter erfillen
kann' (AB 2112 BIgNR 24. GP, 7), bzw. durch die anscheinend iber die subsidiare
Anwendbarkeit des AVG (§ 17 VwWGVG) sinngemall anzuwendende Vorschrift
Uber die Manuduktionspflicht fir nicht durch berufsmaRige Parteienvertreter
vertretene Parteien dem rechtspolitischen Anliegen eines auch fir unvertretene
Parteien einfach handhabbaren Verfahrens vor den Verwaltungsgerichten
Rechnung getragen werden soll (vgl. Hesse, Bescheid- und Sdumnisbeschwerde-
verfahren vor den Verwaltungsgerichten erster Instanz, in: Holoubek/Lang
[Hrsg.], Die Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2012, 289 [294]).

Dennoch scheint es auf Grund der Vielzahl der den Verwaltungsgerichten zur
Entscheidung Ubertragenen Angelegenheiten nicht ausgeschlossen, dass in
bestimmten Verfahren die Beigebung eines Verfahrenshelfers unumganglich
erscheint, zumal die Bedeutung der Verfahren vor den Verwaltungsgerichten fur
die Beschwerdefiihrer auch angesichts des durch die Verwaltungsgerichtsbar-
keitsnovelle 2012, BGBI. | 51/2012, neu eingefiihrten Systems der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit und des damit auch verbundenen beschrankten Zuganges zum
Verwaltungsgerichtshof gestiegen sein dirfte. In den angesprochenen Fillen
scheint aber die unentgeltliche Beigebung eines Verfahrenshelfers ausnahmslos
nicht moglich zu sein. Damit dirfte aber auch das aus Art. 6 EMRK abgeleitete
Recht auf effektiven Zugang zu einem Gericht fiir jene Personen beeintrachtigt
sein, die mangels finanzieller Mittel fliir eine anwaltliche Unterstitzung ihre
Anspriiche in bestimmten Verfahren vor den Verwaltungsgerichten nur er-
schwert durchsetzen kénnen. Diese Rechtslage scheint daher Art. 6 EMRK in der
Auslegung durch den Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte nicht zu
entsprechen."

4. Seitens der Bundesregierung und des Landesverwaltungsgerichtes Karnten
wurde von einer meritorischen AuBerung jeweils Abstand genommen.

Il. Rechtslage
Der in Prifung gezogene § 40 VWGVG idF BGBI. | 33/2013 lautet:
"Verfahrenshilfeverteidiger

§ 40. (1) Ist ein Beschuldigter aulRerstande, ohne Beeintrachtigung des fir ihn
und Personen, fir deren Unterhalt er zu sorgen hat, zu einer einfachen Lebens-
fihrung notwendigen Unterhalts die Kosten der Verteidigung zu tragen, so hat
das Verwaltungsgericht auf Antrag des Beschuldigten zu beschlieflen, dass
diesem ein Verteidiger beigegeben wird, dessen Kosten der Beschuldigte nicht zu
tragen hat, soweit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem im Interesse
einer zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich ist.

(2) Der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers kann schriftlich oder miindlich
gestellt werden. Er ist ab Erlassung des Bescheides bis zur Vorlage der Beschwer-
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de bei der Behorde, ab Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzu-
bringen. Wird der Antrag innerhalb der Beschwerdefrist beim Verwaltungsge-
richt eingebracht, so gilt er als rechtzeitig gestellt. In dem Antrag ist die Strafsa-
che bestimmt zu bezeichnen, fiir die die Beigebung eines Verteidigers begehrt
wird.

(3) Die Behorde hat dem Verwaltungsgericht den Antrag auf Beigebung eines
Verteidigers und die Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Hat das
Verwaltungsgericht die Beigebung eines Verteidigers beschlossen, so hat es den
Ausschuss der nach dem Sitz des Verwaltungsgerichtes zustandigen Rechtsan-
waltskammer zu benachrichtigen, damit der Ausschuss einen Rechtsanwalt zum
Verteidiger bestelle. Dabei hat der Ausschuss Wiinschen des Beschuldigten zur
Auswahl der Person des Verteidigers im Einvernehmen mit dem namhaft ge-
machten Rechtsanwalt nach Mdoglichkeit zu entsprechen.

(4) Hat der Beschuldigte innerhalb der Beschwerdefrist die Beigebung eines
Verteidigers beantragt, so beginnt fir ihn die Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt
zu laufen, in dem der Beschluss liber die Bestellung des Rechtsanwalts zum
Verteidiger und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der
rechtzeitig gestellte Antrag auf Beigebung eines Verteidigers abgewiesen, so
beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an
den Beschuldigten zu laufen.

(5) Die Bestellung eines Verteidigers erlischt mit dem Einschreiten eines Bevoll-
machtigten.

(6) In Privatanklagesachen sind die Abs. 1 bis 5 mit der MaRgabe anzuwenden,
dass der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers auch gestellt werden kann,
wenn der Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen worden ist. Er
kann frihestens gleichzeitig mit der Erhebung einer Sdumnisbeschwerde gestellt
werden und ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der Behdrde, ab Vorlage der
Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen.

(7) In Verfahrenshilfesachen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht
zuldssig." (Zitat ohne die im Original enthaltenen Hervorhebungen)

lll. Erwdagungen

1. Zur Zulassigkeit des Verfahrens

Im Verfahren hat sich nichts ergeben, was an der Prdjudizialitat der in Prifung 7
gezogenen Bestimmung zweifeln lieBe. Da auch sonst keine Prozesshindernisse
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hervorgekommen sind, erweist sich das Gesetzespriifungsverfahren insgesamt
als zulassig.

2. In der Sache

Die im Prufungsbeschluss dargelegten Bedenken des Verfassungsgerichtshofes
haben sich als zutreffend erwiesen:

2.1. Art. 6 Abs. 3 lit. ¢ EMRK sieht die unentgeltliche Beigabe eines Verteidigers
lediglich bei strafrechtlichen Anklagen iSd Art. 6 Abs. 1 leg.cit. vor. Dennoch leitet
der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte ein Recht auf unentgeltliche
Beigabe eines Verfahrenshelfers unter bestimmten Umstanden auch in Verfah-
ren lber zivilrechtliche Anspriiche aus Art. 6 Abs. 1 EMRK ab. Hieflir entwickelte
er — beginnend mit dem Urteil vom 9. Oktober 1979 im Fall Airey, Appl. 6289/73,
Z 26 ff. — nahere Kriterien. So hielt der Gerichtshof fest, dass der Zugang zu
Gericht nicht blof theoretisch und illusorisch, sondern effektiv gewahrleistet sein
musse (EGMR 26.2.2002, Fall Del Sol, Appl. 46.800/99, Z 21) und eine Pflicht der
Mitgliedstaaten zur Errichtung eines Rechtsschutzsystems bestehe, das dem
Einzelnen den Zugang zu Gericht auch tatsachlich moéglich macht. Wenn es fir
einen effektiven Zugang zu Gericht (auch in Verfahren (ber zivilrechtliche An-
spriche) im Einzelfall unentbehrlich sei, dass der Partei ein unentgeltlicher
Verfahrenshelfer beigestellt werde, eine solche Mdglichkeit nach nationalem
Recht jedoch nicht bestehe, so sei besagtem Gebot nicht entsprochen.

2.2. § 40 VWGVG, der im zweiten Abschnitt des dritten Hauptstlickes ("Verfahren
in Verwaltungsstrafsachen") des VWGVG enthalten ist, entspricht weitgehend der
Bestimmung des § 51a VStG idF vor BGBI. | 33/2013 und stellt in seiner Termino-
logie auf das Verfahren in Verwaltungsstrafsachen ab. Auch seine systematische
Stellung im Abschnitt Gber das Verfahren in Verwaltungsstrafsachen bzw. die
Erlauterungen zu § 51a VStG idF vor BGBI. | 33/2013, wonach diese Bestimmung
die "Verfahrenshilfe [vor den unabhdngigen Verwaltungssenaten] in Verwal-
tungsstrafangelegenheiten" (RV 1090 BIgNR 16. GP, 18) regelt, lassen erkennen,
dass die Beigebung eines Verfahrenshelfers nach § 40 VwGVG ausschlieBlich in
Verwaltungsstrafsachen in Betracht kommt. Weitere Regelungen zur Gewahrung
von Verfahrenshilfe vor den Verwaltungsgerichten enthalt das VwWGVG nicht.
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2.3. Nach der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte zu
Art. 6 EMRK ist der Zugang zum Gericht nicht absolut und kann von bestimmten
Voraussetzungen abhdngig gemacht werden; nach den Umstdanden des Einzelfal-
les kann jedoch die unentgeltliche Beistellung eines Verfahrenshelfers unum-
ganglich sein. Nach dem derzeitigen System der Verwaltungsgerichtsbarkeit,
welches durch die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | 51, neu
eingefiihrt wurde, ist hingegen — aulRer in Verfahren in Verwaltungsstrafsachen —
die unentgeltliche Beigebung eines Verfahrenshelfers schlechthin nicht moglich.
Dies wiegt umso schwerer, als den Verwaltungsgerichten eine rechtsstaatliche
Filterungsfunktion zukommt und die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes im
Instanzenzug seit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 nur noch bei
Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung erfolgt.

2.4. Der Verfassungsgerichtshof bleibt daher bei seiner im Prifungsbeschluss
vertretenen Auffassung: Der ganzliche Ausschluss der Gewdhrung von Verfah-
renshilfe in Verfahren Uber zivilrechtliche Anspriiche und Verpflichtungen, die
unter Art. 6 EMRK fallen, ist verfassungswidrig.

IV. Ergebnis

1. § 40 VWGVG idF BGBI. | 33/2013, dessen sieben Absdtze eine untrennbare
Einheit bilden, ist daher wegen VerstolRes gegen Art. 6 EMRK als verfassungswid-
rig aufzuheben.

2. Die Bestimmung einer Frist fiir das AuRerkrafttreten der aufgehobenen Geset-
zesstelle griindet sich auf Art. 140 Abs. 5 dritter und vierter Satz B-VG.

3. Der Ausspruch, dass frihere gesetzliche Bestimmungen nicht wieder in Kraft
treten, beruht auf Art. 140 Abs. 6 erster Satz B-VG.

4. Die Verpflichtung des Bundeskanzlers zur unverziiglichen Kundmachung der
Aufhebung und der damit im Zusammenhang stehenden sonstigen Ausspriiche
erfliet aus Art. 140 Abs. 5 erster Satz B-VG und § 64 Abs. 2 VfGG iVm §3 Z3
BGBIG.
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5. Diese Entscheidung konnte gemaR § 19 Abs. 4 VfGG ohne miindliche Verhand- 17
lung in nichtoffentlicher Sitzung getroffen werden.

Wien, am 25. Juni 2015
Der Prasident:
Dr. HOLZINGER

Schriftfihrerin:
Mag. BRUCKMULLER

mMnG5rZrVHXDNBw75]DWMbPKXmahvDCDtrQ97tP4XH7aZNIpmluP4fMir4dKFjUy8g+Wr
Signaturwert ArINa5+VIdNU8JIx1Mavon20pf6eDP19/sTKwdTs/7QVPTdAXY jItLUO/RN95+I1Z0ZVaU
OMDfRRZZ8VifoqsqoGH/utR3y1lidCirvgSZyc=

serialNumber=282510228145,CN=Verfassungsgerichtsho

W Os Te, Unterzeichner f Osterreich,0=Verfassungsgerichtshof Osterreich,
S T, C=AT
o & | Datum/Zeit 2015-07-08T09:27:34+02:00
3 CN=a-sign-corporate-light-02,0U=a-sign-corporate-

light-02,0=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im

VERFASSUNGSGERICHTSHOF Aussteller-Zertifikat elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

EERICHTSSIGNITUR

Serien-Nr. 667866

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Informationen zur Prifung der elektronischen Signatur finden Sie unter: http://www.signaturpruefung.gv.at

Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter: http://www.vfgh.gv.at/verifizierung

9von9



		http://www.signaturpruefung.gv.at
	PDF-AS
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




